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Einziger Tagesordnungspunkt

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP

Neue Impulse für die Sportbootschifffahrt

BT-Drucksache 17/7937

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Sachverständige, liebe Gäste. Ich
möchte Sie recht herzlich zu unserer öffentlichen
Anhörung begrüßen, die 61. Sitzung unseres
Ausschusses. Unser einziger Tagesordnungs-
punkt ist der Antrag der Antrag der Fraktionen
der CDU/CSU und FDP „Neue Impulse für die
Sportbootschifffahrt“.

Wir haben anderthalb Stunden Zeit für die An-
hörung. Ich möchte als erstes Herrn Dr. Steffen
Häbich vom ADAC begrüßen, Herrn Winfried
Lücking vom BUND, Herrn Bernd Roeder vom
Deutschen Olympischen Sportbund. Herrn Ge-
rhard Philipp Süß vom Deutscher Segler-Ver-
band, Herrn Jürgen Tracht vom Bundesverband
Wassersportwirtschaft und Herrn Hans-Joachim
Werner von der Wasserschutzpolizei Branden-
burg. Seien Sie alle herzlich willkommen! Unsere
Anhörungen sollen wie immer ablaufen: Sie
haben jeweils als Experte drei Minuten Zeit, um
die wichtigsten Aspekte nochmal kurz darzu-
stellen. Wir haben viel Erfahrungen mit drei
Redezeit gemacht; diejenigen Experten, die die
drei Minuten einhalten, geben oft prägnantere
Stellungnahmen ab, als die Experten, die ihre
Zeit überziehen. Deshalb versuchen Sie, mög-
lichst kurz und knapp zu formulieren. Es gibt
immer wieder Experten, denen das hervorragend
gelingt. Danach haben die Mitglieder der Frak-
tionen die Möglichkeit zu fragen. Da haben wir
auch ein in zwischen gut eingeführtes und
weitgehend „unfallfreies“ System. Jeder Abge-
ordnete hat die Möglichkeit maximal zwei Fragen
an maximal zwei Experten zu stellen. Sie be-
antworten die Fragen dann unmittelbar und
gleich anschließend ist der nächste Abgeordnete
an der Reihe. Damit fangen wir auch gleich an.
Herr Häbich, Sie haben das Wort für Ihre drei
Minuten.

Dr. Steffen Häbich (ADAC): Herr Dr. Hofreiter,
herzlichen Dank, sehr geehrte Damen und Her-
ren. Herzlichen Dank für die Einladung hier zu
der heutigen Sitzung des Verkehrsausschusses.
Ich möchte die Zeit auch gleich nutzen und los-
legen. Wir begrüßen die Reformbemühungen,
die hier im vorgelegten Antrag der Regierungs-
fraktionen vorgelegt wurden, ausdrücklich. Wir
halten das für den richtigen Schritt, der durch den
letzten Antrag der Vorgängerregierung bereits
angestoßen wurde. Ich denke Sie wissen alle,

wovon ich spreche. Dieser Schritt muss aus
unserer Sicht konsequent fortgeführt werden.
Die Vorschläge, die in dem Antrag enthalten
sind, führen diesen Weg entsprechend fort.
Verbesserungen sind – aus unserer Sicht –
durchaus möglich, um den Einstieg in den
Wassersport weiterhin zu erleichtern. Ich halte
das auch dringend für notwendig. Die Branche
braucht das angesichts der Herausforderungen,
die wir haben. Demographischer Wandel ist
sicherlich einer der prägnantesten Punkte, die
hier zu nennen sind. Ich glaube auch, dass die
Verbesserungen die hier vorgeschlagen wurden,
nicht zu Lasten der Sicherheit auf den Wasser-
straßen geht. Dennoch hat – ganz klar, um das
hier auch eindeutig zu sagen – die Sicherheit auf
dem Wasser für den ADAC natürlich die höchste
Priorität. Gar keine Frage! Der Sensibilisierung
möglichst aller Verkehrsteilnehmer für die nau-
tischen Gegebenheiten und Herausforderungen
sowie eine fundierte Ausbildung ist dabei für uns
von höchster Bedeutung, um genau die Sicher-
heit auf den Wasserstraßen zu gewährleisten.
Zur Sensibilisierung gehört – nach unserer
Meinung – durchaus, dass Neulinge die Mög-
lichkeit bekommen, auch ohne Führerschein
erste Erfahrungen zu sammeln. Ein wunderbares
Beispiel ist die Charterscheinregelung, die wirk-
lich sehr erfolgreich in den Charterscheinrevie-
ren in Deutschland eingeführt wurde; dort wird
genau diese Chance geboten.

Dieser Erfolg veranlasst uns im Besonderen
auch, in unserer schriftlichen Stellungnahme
etwas vorzuschlagen, was vielleicht auch hier die
Gemüter etwas beruhigen könnte zwischen den
verschiedenen Fronten, nämlich generell über
eine Einweisung von Neulingen nachzudenken,
wenn sie denn auf das Wasser gehen. Für die-
jenigen, die jetzt zu der Gruppe der 5 bis 15 PS
Personen gehören würden, die so motorisiert
sind, könnte das verpflichtend sein. Für diejeni-
gen, die sonst auf das Wasser wollen, könnte
das eine Empfehlung sein, der man hier nach-
gehen könnte. Ich halte das für einen ganz
wichtigen Punkt, um den Einstieg eben auch zu
gewährleisten. Auf diese Weise könnten erste
Erfahrungen auch mit Booten mit einer Motori-
sierung bis 15 PS sicher gesammelt werden. Wir
begrüßen daher ausdrücklich auch diesen Er-
höhungswunsch von 5 auf 15 PS und sehen
darin in vielen Fällen sogar einen Sicherheits-
gewinn. Denn häufig kommt es in einzelnen
Revieren vor, dass wir in der Tat eine Untermo-
torisierung haben, die eher zu Gefahrensituati-
onen führt, als dass sie zur Sicherheit beträgt.
Eine fundierte, qualifizierte Ausbildung ist dann
wichtig, um sich den größeren Herausforderun-
gen stellen zu können. Da halten wir es für es-
senziell, dass das Ausbildungs- und Prüfungs-
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system noch attraktiver gestaltet wird als es
heute ist. Das System muss so attraktiv sein,
dass es nicht als Verpflichtung wahrgenommen
wird, Führerscheine zu machen, sondern wirklich
auch als Einstieg gesehen wird, um sich weiter
fortzubilden. Da gibt es – glaube ich – viel Po-
tenzial. Dazu gehört – aus Sicht des ADAC ganz
klar – die konsequente Fortsetzung des modu-
laren Systems, das jetzt erst frisch eingeführt
wird, die stärkere Betonung der Praxis, sowohl in
der Ausbildung als auch in der Prüfung, und
unbedingt und endlich auch die kurzfristige Ein-
führung eines einheitlich fundierten Qualitäts-
siegels für Ausbildungsstätten, was wir lange
fordern. Hier besteht höchster Bedarf. Wir
brauchen Minderstandards für Ausbildungsstät-
ten. Wir brauchen verbindliche Kurrikula für die
einzelnen Führerscheine, sonst geht hier wirklich
einiges verloren, auch im Sinne der Sicherheit
auf dem Wasser.

Noch zwei weitere Punkte abschließend, die uns
wichtig erscheinen. Vorsicht ist in dem vorlie-
genden Antrag geboten bei dem Thema „Lo-
ckerung der Mindestausrüstungspflichten“. Ich
betrachte da insbesondere die Funkanlagen, die
für den unmittelbaren Küstenbereich vorge-
schlagen werden aufzugeben, was die Charter-
yachten betrifft. Davor warne ich ausdrücklich.
Ich halte Funkanlagen und andere Mindestaus-
rüstungsgegenstände für essenziell, um auch
hier in Notsituationen wirklich an das internati-
onale System der Seenotrettung angebunden zu
sein. Das sollte in der Tat in dem vorliegenden
Antrag nochmal überdacht werden, ob das so,
wie es formuliert ist, sinnvoll ist. Nichtsdestotrotz
ist es fraglich, ob es dazu notwendig ist – wenn
jemand die SOS-Taste an der Funkanlage drü-
cken muss –, dass er dafür ein Befähigungs-
zeugnis braucht. Die Vernetzung – als zweiter
Punkt – von den Charterscheinrevieren, auch
das halte ich wirklich für einen sehr guten Vor-
schlag ….

Vorsitzender: Ich mache darauf aufmerksam,
Herr Häbich, Sie sind jetzt bei fünf Minuten.

Dr. Steffen Häbich (ADAC): … Sorry, dann will
ich es dabei belassen. Dies ist ein hervorra-
gender Vorschlag, der unbedingt weiter fortge-
führt werden sollte. Damit bin ich auch am Ende.
Entschuldigung, Herr Hofreiter.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Lücking.

Winfried Lücking (BUND): Vielen Dank, Herr
Hofreiter, danke auch für die Einladung. Ich
komme gleich zum Punkt. Der BUND spricht sich
gegen den Antrag der Regierungsfraktionen zur
Heraufsetzung der Führerscheinpflicht von 5 auf
15 PS aus. Wir sehen mit großer Sorge die

steigende Entwicklung des Sportboottourismus.
Aufgrund der steigenden Nachfrage, besonders
in den letzten 10 Jahren, kam es in einigen Ge-
bieten zu einer erheblichen Übernutzung mit
entsprechenden Folgen für die Natur und die
Gewässerökologie. Eine Ausweitung der Fahr-
erlaubnis ohne Führerschein würde diesen
Trend weiter verstärken. Eine gewisse Sicherung
der Attraktivität der Wasserreviere sehen wir
gerade durch die geltende Führerscheinpraxis
mit ihrer Begrenzung auf 5 PS gewährleistet.
Eine Aufweichung dieser Regelung würde nicht
nur die Sicherheit auf den Gewässern beein-
trächtigen, sondern auch eine zusätzliche Ge-
fährdung für den Gewässer- und Naturschutz
bedeuten, da die bisherige Praxis der Einwei-
sung zum Umweltschutz in der unteren PS-
Klasse komplett wegfallen würde. Sportboote
erzeugen bei Betrieb einen teilweise erheblichen
Lärm, desweiteren Abgase, Sog und Schwall
durch den Wellenschlag. Das führt zu Erosionen,
die Röhrichtbereiche werden geschädigt; au-
ßerdem auch die Gewässerqualität durch die
Aufwirbelung von Sedimenten der Gewässer-
sohle. Häufig werden die insgesamt viel zu
großzügig dimensionierten Geschwindigkeitsli-
mits nicht eingehalten. Hier sehen wir ein erheb-
liches Vollzugsdefizit. Nicht exakt zu quantifi-
zieren sind die Störungseffekte, die nicht nur
beim Fahren, sondern auch beim Ankern in
Ufernähe entstehen. Ganz besonders auch in
den Röhrichtbereichen zur Brutzeit der Vögel.
Auch hinsichtlich der Umweltauswirkung des
Betriebes motorgetriebener Sportboote, die
Ausscheidung von Kohlenwasserstoffen, also
Benzin, Öl, Schmierstoffe ins Gewässer, sollte in
diesem Sinne über alternative Antriebstechniken
nachgedacht werden, statt die PS-Größe erhöht
werden. Es ist nicht auszuschließen, dass diese
Stoffe auch ins Trinkwasser gelangen. Ich gebe
zu bedenken, dass allein das Trinkwasser hier in
Berlin, zu 70 Prozent aus Uferfiltrat gewonnen
wird.

Die so genannten Wasserstraßen sind nicht
vergleichbar mit Straßen oder Schienensträn-
gen. Gewässer sind sehr komplexe, lebendige,
ökologische Systeme, die bisher noch recht
wenig erforscht sind. Trotz dieser starken Nut-
zung und der starken anthropogenen Beein-
trächtigung sind sie immer noch von sehr hohen
Wert, weil diese Gewässer noch Zentren der
biologischen Vielfalt sind. Unsere Gewässer sind
immer noch Naturräume von einer hohen Wer-
tigkeit für Natur und Artenschutz. Eine Vielzahl
seltener, gefährdeter Arten und streng ge-
schützter Arten leben hier in diesem Bereich und
in Ufernähe. Die meisten Naturschutzgebiete
sind im Bereich der Gewässer zu finden. Wir
haben die Elbe, die allein ein 400 Kilometer
langes Biosphärenreservat aufweist. Daraus
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resultiert für Deutschland und die Wasserschiff-
fahrtsverwaltung des Bundes die Verpflichtun-
gen, diesen natürlichen Reichtum auch zu er-
halten. Es sollte hier nur an die zahlreichen
Verträge zur Erhaltung der Biodiversität erinnert
werden. Damit komme ich eigentlich zum
Schluss. Wir sehen hier auch einen Konflikt,
denn der motorisierte Freizeitbootbetrieb schä-
digt nicht nur die Natur, sondern belästigt mit
seinem Motorlärm und den Abgasen sowie den
durch sie verursachten Wellenschlag andere
Erholungssuchende, wie Badende, Paddler,
Ruderer und auch die Radler, die sich verstärkt
auch und gerade an den Radwanderwegen an
den Flüssen aufhalten. Also, hier sehen wir eine
ganz starke Interessenkollision zwischen den
verschiedenen Erholungsvarianten. Von daher
denken wir, dass hier letztendlich die Gefahr
besteht, wenn das aufgeweitet wird, dass das
zerstört wird, was wir suchen, nämlich die letzten
noch intakten Naturlandschaften. Vielen Dank!

Bernd Roeder (DOSB): Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren, vielen Dank! Ich
spreche hier für den Deutschen Olympischen
Sportbund und für das Forum Wassersport mit
seinen sieben Wassersportspitzenverbänden.
Der Deutsche Segler-Verband ist – hier zu
meiner Linken – durch Herrn Süß vertreten.
Unsere umfangreichen schriftlichen Stellung-
nahmen liegen Ihnen vor. Dazu auch jene vom
Deutschen Motoryachtverband und auch vom
Deutschen Kanuverband. Aufgrund der Kürze
der Zeit will ich mich auf die PS-Änderungen
beschränken. Unser Petitum hierzu lautet ganz
einfach: Die bisherige 5 PS-Regelung hat sich
hervorragend bewährt und soll unbedingt bei-
behalten werden. Wir, der organisierte Wasser-
sport begrüßen sehr, dass die Politik eine Initia-
tive „Neue Impulse für die Sportbootschifffahrt“
startet. Doch in der vorliegenden Fassung des
Antrags müssen wir diesen ablehnen. Was ist
hier vorliegend mit Sportbootschifffahrt gemeint?
Es geht in allererster Linie um den gewerblichen
Wassertourismus, also um Urlauber und Ta-
gesausflügler die Motorboote, Hausboote zu-
nehmend auch so genannte Pfannenboote für
Spaß und Party mieten wollen.

Zum Aspekt Sicherheit: Der Wassertourismus
hat in den vergangenen Jahren erfreuliche Zu-
wächse erfahren. Dies trotz der 5-PS-Regelung.
Zuwächse heißt: eine Zunahme der Schiffsver-
kehre. Diese Verkehre sollen künftig verstärkt
zunehmen, das ist Ziel und Zweck der Marke-
tingoffensive des Bundeswirtschaftsministeriums
zur Förderung des Wassertourismus. In Ihrem
Antrag sprechen Sie in Bezug auf die 5
PS-Regelung von Untermotorisierung. Beden-
ken Sie: bereits ein Schlauchboot mit 15 PS und
festem Rumpf kann problemlos 40 km/h und

mehr erreichen. Hersteller und Handel werden
dieses ausreizen, indem neue Boote und Moto-
ren für 15 PS entwickelt und angeboten werden,
die noch agiler und noch schneller sind. Motoren
mit 15 PS – ich meine auch hier die Spanne von
5 bis 15 PS – verleiten Unerfahrene dazu sich
auf Flüsse oder Gewässer zu wagen, die ihnen
nicht gut tun – ganz offen gesagt. Denn zum
Beispiel Fahrten auf dem Rhein oder gar
Spritztouren zu den Ostfriesischen Inseln wer-
den damit möglich. Bei 5 PS war dies von
vornherein aussichtslos. Wir haben also bei
diesem Thema vielmehr das Problem der Über-
motorisierung in Händen Unerfahrener.

Hinzu kommt – wie immer – der menschliche
Faktor, nämlich Unvernunft, Leichtsinn und
Überschätzung. Diese Kombination führt
zwangsläufig zu Risiken und Unglücken. Außer-
dem kommt – da Boote auch zunehmend für
Spaß und Party genutzt werden sollen – der
Faktor Alkohol ins Spiel. Unerfahrene leiten ihr
Fahrverhalten vom Straßenverkehr ab. Das ist
naheliegend aber grundfalsch. Denn Schiffs-
verkehr ist mit Straßenverkehr in keinster Weise
zu vergleichen. Wir haben es mit Wind, Wetter,
Wellengang, Strömungen usw. zu tun. Es gibt
völlig unterschiedliche Regularien für das Ma-
növrieren. Wir haben Tonnen und Bojen, Zei-
chen und Signale, deren Bedeutung sich für
Unerfahrene in keinster Weise erschließen.
Wichtig ist vor allem ist der Schutz der
Schwächsten; das heißt der Verkehrsteilnehmer,
die mit Kanu oder Ruderboot unterwegs sind.
Denn riskantes Vorbeifahren oder Überholen mit
einem Motorboot in hoher Geschwindigkeit führt
hier zu Wellenschlag und kentern.

Wichtig ist der Aspekt Umwelt. Die aktuelle
Führerscheinreform, die wir hier nicht vergessen
sollten, die ja im Mai in Kraft tritt, beinhaltet einen
Schwerpunkt zum Thema Umweltschutz. Dies
geht bei der geplanten 15 PS-Regelung, also
Führerscheinfreiheit bis dahin, fehl. Da gibt es
keinerlei Ausbildung, keinerlei Unterweisung,
keinerlei Prüfungen. Ich verweise in dem Kontext
auch nochmal hier auf die Stellungnahme des
Deutschen Kanuverbandes, auch zum Thema
der Verfahrensregelungen. Da es hier auch um
Führerscheinregelungen geht, die die National-
parks oder Naturschutzgebiete betreffen, bedarf
es hier natürlich selbstverständlich auch der
Abstimmung mit der Umweltministerkonferenz,
sollte die 15 PS-Regelung kommen. Ähnliches
gilt natürlich auch für die VMK, denn die Füh-
rerscheinregelung von 15 PS sollten ja dann
auch auf Landesgewässern gelten. Hier hat der
Bund – unseres Erachten – keine Regelungs-
kompetenz. Wir haben den Bodensee mit spe-
ziellen Führerscheinregelungen aufgrund inter-
nationaler Vereinbarungen mit der Schweiz und
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Österreich. Das alles heißt, dass wir mögli-
cherweise riskieren, einen Flickenteppich der
Führerscheinregelung zu bekommen. Zum Fazit:
Ich bitte Sie, keine Fakten leichtfertig zu schaf-
fen. Wir brauchen eine Unfalldatenbank. Und
wenn Sie etwas für den Sportbootführerschein
tun wollen, dann gibt es genügend Ansatzpunk-
te. Aber belassen Sie es bei den 5 PS! Am Ende
noch einen Hinweis: Solange Sportbootfahrer,
egal ob Vereinsmitglied oder Tourist, mehrere
Stunden an Schleusen warten müssen und die
Durchgängigkeit des Wasserstraßennetzes nicht
gewährleistet ist, ist dies kein Impuls für die
Sportbootschifffahrt oder dem Wassertourismus.
Da helfen selbst 15 PS nichts. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Süß.

Gerhard Philipp Süß (Deutscher Seg-
ler-Verband): Vielen Dank, Herr Vorsitzender!
Ich möchte es gleich auf den Punkt bringen, es
geht hier um eine Verkehrsregelung. Das heißt
um Maßnahmen des Verkehrsrechts, die wirt-
schaftspolitisch motiviert sind. Der vorliegende
Antrag enthält Inhalte zum Fahrerlaubniswesen,
zum Funkwesen, zur Kommunikation und zur
Ausrüstung von Fahrzeugen. Betrachtet man
diese Änderungen, kommt es aus der Sicht der
Bundespolitik und der Bundesverkehrspolitik auf
die erste und entscheidende Frage an: Um
welchen öffentlichen Verkehrsraum geht es? Wir
reden hier über die Bundeswasserstraßen. Das
ist die höchste Kategorie der Deutschen Was-
serstraßen. Hier spielt sich ein erheblicher Anteil
des deutschen Schiffsverkehrs ab, ein erhebli-
ches Frachtaufkommen. Die Bundeswasser-
straßen gehören zu den meist befahrensten
Wasserstraßen der Welt. Hier fahren sehr große
Fahrzeuge und natürlich auch sehr kleine
Fahrzeuge. Das Verkehrsaufkommen auf diesen
Bundeswasserstraßen – und nochmal, nur um
diese geht es hier – wird in den nächsten Jahren
noch einmal um 70 Prozent zunehmen. Das sind
jedenfalls die Prognosen aus dem Hause des
Bundesverkehrsministeriums. Wenn man diese
Wasserstraßen, diese Wasserflächen, diesen
Teil der deutschen Gewässer betrachtet, muss
man sagen, er ist in Deutschland auch ein ext-
rem wichtiger Teil der Freizeitinfrastruktur. Es
macht einen wesentlichen Teil derjenigen Flä-
chen aus, die vom Wassersport in Deutschland
genutzt werden. Das führt dazu, dass der Was-
sersport in Deutschland sich hier mit einem
komplexen Umfeld befassen muss. Er kann sich
nicht einfach nur dem Wassersport widmen,
sondern er muss sich mit den Anforderungen des
Schiffsverkehrs auseinandersetzen. Und was ich
für entscheidend halte und was Herr Lücking
auch bereits erwähnt hat, wir müssen uns damit
auseinandersetzen, dass ein sehr großer Teil
dieser Bundeswasserstraßen zugleich Schutz-

gebiete sind. Hier hat es in den letzten Jahr-
zehnten erhebliche Auseinandersetzungen ge-
geben zwischen den verschiedenen Nutzer-
gruppen und den Interessen des Naturschutzes.

Die Zuständigkeiten für den Naturschutz liegen –
das möchte ich hier an dieser Stelle erwähnen –
im Bereich der Bundesländer. Die Bundesländer
erlassen die Schutzgebietsreglungen. Sie be-
stimmten auch, welche Handlungen verboten
sind und welche erlaubt sind. Sie beantragen
beim Bundesverkehrsminister lediglich für die
Bundeswasserstraßen, welche Befahrensrege-
lungen erlassen werden. Es gibt über 700
Befahrensregelungen im gesamten Bundesge-
biet. Das ist sehr komplex. Die Wassersportler
müssen sich darauf einrichten, genauso wie sie
sich auf die Anforderungen der Schifffahrt auf
Bundeswasserstraßen einrichten müssen. Das
alles bedeutet, dass Sportbootfahrer genauso
wie andere Schiffsführer bestimmte Mindest-
kenntnisse haben müssen. Wir sprechen uns
ganz eindeutig dafür aus, dass man es bei der
bestehenden Führerscheinregelung belässt.
Eine Anhebung auf 15 PS würde dazu führen,
dass man einen Außenborder erwerben kann.
Und diesen Außenborder im Prinzip an einen
beliebigen Schiffsrumpf montieren kann. Eine
Verdreifachung der PS-Stärke führt dazu, dass
sich auch die Bandbreite der technisch mögli-
chen Kombinationen vervielfacht; nicht nur ver-
dreifacht, vervielfacht! Hier ergeben sich also
erheblich mehr Möglichkeiten. Wir sind dafür,
dass man hier auch diese Zielgruppe, die wichtig
für die Sicherheit und auch wichtig ist für den
Naturschutz ist, gleichermaßen in das in
Deutschland bewährte Modell der Befähigungs-
nachweise einbezieht. Wir müssen diese Ziel-
gruppe erreichen und das wird auch in Zukunft
so bleiben. Wir haben bisher kein alternatives
Sicherheitsmanagementsystem auf den Bun-
deswasserstraßen. Und das wird entscheidend
sein.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Tracht.

Jürgen Tracht (BVWW): Vielen Dank Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich will
versuchen, es in den 3 Minuten zusammenzu-
fassen. Ich werde mich deswegen auch nur auf
den Bereich 5 bis 15 PS beschränken. Die an-
deren Dinge müssen dann anderweitig diskutiert
werden. Es ist schon gesagt worden: Der Was-
sertourismus und der Wassersport haben sich in
der Vergangenheit hervorragend entwickelt. Es
gibt Regionen in Deutschland, in denen was-
sertouristische Aktivitäten einen erheblichen Teil
des allgemeinen Tourismusumsatzes ausma-
chen. Insofern wollen wir natürlich dafür eintre-
ten, dass sich diese positive Entwicklung auch
fortsetzt. Aber – und da muss ich allen wider-
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sprechen, die etwas Gegenteiliges hier be-
hauptet haben – die guten Zeiten der Branche
liegen schon lange zurück. Wir haben es in den
70er und 80er Jahren geschafft, ca. 2,5 Prozent
eines jeden Altersjahrganges zu Bootseignern
zu machen. Seit dieser Zeit, also seit Beginn der
90er Jahre bis heute, ist dieser Prozentsatz etwa
auf 1 Prozent zurück gegangen. Im Angesicht
der demographischen Entwicklung, der wir ent-
gegensehen müssen – das wurde auch schon
angesprochen durch Herrn Häbich, der durch-
schnittliche Bootsfahrer in Deutschland ist 56
Jahre alt – werden wir in den kommenden Jahren
sehr viel mehr Bootsfahrer verlieren als neue
hinzukommen. Um Ihnen da mal einen Eindruck
zu geben: Innerhalb der nächsten 20 Jahre wird
die Anzahl der Sportbootfahrer in Deutschland –
wenn diese Entwicklung so bleibt – von 500.000
auf 340.000 sinken. Von einer Übernutzung der
Gewässer sind wir also meilenweit entfernt,
jedenfalls für die Zukunft. Die Spitze ist längst
erreicht. Ja, ein wesentlicher Grund, den wir
sehen, sind natürlich die rigiden Führerschein-
regelungen, die wir hier in Deutschland haben.
Sie wirken als Hemmschwelle. Es ist doch ganz
klar, dass Menschen zunächst mal den Was-
sersport ausprobieren wollen, bevor sie sich
anschließend dann auch entscheiden. Das be-
deutet aber auch, dass sie attraktive Einstiegs-
möglichkeiten haben müssen, die also unbelas-
tet sind von Hemmschwellen. Das ist bisher der
Bereich bis 5 PS. Der ist sicher heute nicht mehr
attraktiv, im Gegensatz möglicherweise auch zu
den Verhältnissen in den 60er und 70er Jahren,
weil sich einfach die Ansprüche, aber auch die
Boote in dieser Zeit vollkommen verändert ha-
ben. Insofern begrüßen wir ausdrücklich die
Initiative der Regierungsfraktionen, hier den
Führerscheinbereich von 5 auf 15 PS anzuhe-
ben. Wir glauben, dass das die richtige Ent-
scheidung ist. Gerade im Hinblick auf die zu-
künftige Entwicklung. Wir sehen auch keine
erheblichen Sicherheitsbedenken, die hier auch
schon vorgebracht worden sind.

Wir müssen ja auch sehen, wir sind ja nicht allein
in Europa, sondern wir haben sehr viele Länder,
die wesentlich liberalere Regelungen haben als
hier in Deutschland. Ich darf daran erinnern: Die
meisten skandinavischen Länder haben über-
haupt keine Führerscheinregelungen, jedenfalls
keine amtlichen. Das Gleiche gilt für Großbri-
tannien und Irland. Wir haben wesentlich libe-
ralere Regelungen in Holland, ebenso in Italien.
Das sind nicht rein zufällig die führenden Was-
sersportnationen in Europa. Die haben sich
einfach gut entwickelt. Und soweit uns das be-
kannt ist, gibt es hier kein Sicherheitsproblem.
Jedenfalls ist es uns nie bekanntgemacht wor-
den. Die haben schon seit vielen Jahren diese
Regelungen und wollen darauf auch nicht ver-

zichten. Wir haben gute Erfahrungen mit der
Regulierung hier in Deutschland, das ist die
Charterscheinregelung. Auch das wurde bereits
erwähnt. Die bringt mittlerweile jährlich rund
35.000 Menschen auf Boote. Das wäre auch
vorher nicht möglich gewesen, wenn man einen
Führerschein hätte erwerben müssen. Die lernen
den Bootssport kennen und in den ersten drei
Jahren, nachdem sie das ausprobiert haben,
machen etwa 40 Prozent dann den amtlichen
Sportbootführerschein. Das ist also ein großer
Anreiz, Führerscheine zu erwerben. Die Diskus-
sion damals im Jahr 2000, als das eingeführt
wurde, war ähnlich wie heute. Da wurden
Sicherheitsrisiken in den allerschwärzesten
Farben an die Wand gemalt. Meine Damen und
Herren, es ist nichts passiert. Es gibt seit dieser
Zeit keinen einzigen Unfall mit Personenschäden
in diesem Bereich. Ich glaube, Herr Werner hat
dazu ein paar Daten und wird vielleicht auch
etwas dazu sagen. Abschließend möchte ich
sagen, mit den neuen Führerscheinregelungen –
also den 15 PS – in einem beherrschbaren Ge-
schwindigkeitsbereich zu bleiben. Um Ihnen
einen Eindruck zu geben: Bei den kleineren
Booten, das sind die ab etwa 4 Meter, die man
überhaupt mit solchen Motoren motorisieren
kann – die ganz kleinen das geht gar nicht, weil
die Boote gar nicht dafür zugelassen werden –
das liegt etwa im Geschwindigkeitsbereich eines
Mofas. Also wir reden hier nicht über Spitzen-
geschwindigkeiten auf dem Wasser, die mit hoch
motorisierten Fahrzeugen erreicht werden kön-
nen. Das gilt aber auch nur für die Gleitboote. Für
die anderen Boote, die betroffen sind, also für die
Segelyachten und für die Motoryachten, die als
Verdränger

1
fahren, liegt der Geschwindig-

keitsbereich etwa bei 12, 13 km/h, der mit so
einem Motor erreichbar ist.

Insgesamt gesehen glaube wir also, ist es eine
vertretbare Regelung, die wir hier anstreben. Ich
möchte mich nicht nochmal explizit zu den Be-
denken von Herrn Lücking äußern. Ich glaube,
die sind auch dadurch schon entkräftet worden,
dass die Entwicklung, die hier dargestellt worden
ist, eben nicht der zukünftigen Entwicklung ent-
spricht. Wir werden hier nicht einen Zulauf auf
die Wasserstraßen bekommen, eine Übernut-
zung der Gewässer oder ähnliches. Wir können
allenfalls hoffen, dass wir das ausgleichen, was
wir in den letzten Jahren bereits verloren haben.
Ich danke Ihnen zunächst.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes Herr
Werner!

1 ein Boot, das sich zu jeder Zeit mit dem kompletten Unterwas-
serschiff im Wasser befindet und dieses verdrängt.
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Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Schönen Dank, Herr Vorsit-
zender, sehr verehrte Damen und Herren. Ich
darf mich im Namen der Vertreter der Wasser-
schutzpolizeien bedanken, die Möglichkeit er-
halten zu haben, in der öffentlichen Anhörung
unseren Standpunkt und unsere Sichtweise
darlegen zu können. Dies insbesondere vor dem
Hintergrund, dass durch uns im Rahmen der
schifffahrtspolizeilichen Vollzugsaufgaben bun-
desweit die Ermittlungen und Beseitigungen der
Gefahren für den Schiffsverkehr erfolgt und die
Einhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit im
Schiffsverkehr zu gewährleisten ist. Diese bun-
desweit gesammelten Erfahrungen auf den
Bundes- und schiffbaren Landeswasserstraßen
sollen für die neuen Impulse für die Sportschiff-
fahrt Berücksichtigung finden. Ich darf Ihnen
versichern, dass die Wasserschutzpolizei für die
Entwicklung der Sport- und Freizeitschifffahrt
unter Einhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs eintritt und diese unterstützt.
Diesbezüglich ist die Wasserschutzpolizei auch
bereit, weiterhin konstruktiv und tatkräftig Unter-
stützung zu leisten. In meiner Stellungnahme
werde ich mit Hinweis auf die schriftliche Stel-
lungnahme, die ich bereits abgegeben habe, nur
auf einige Schwerpunkte hinweisen. Hierzu
gehört die Führerscheinpflicht. Aus schifffahrts-
polizeilicher Sicht erfolgt mit der beabsichtigten
Anhebung ein beachtlicher Qualitätssprung
hinsichtlich führerscheinfrei zu fahrender Boote
und eine nicht unerhebliche Anhebung der damit
möglichen Geschwindigkeiten. Damit erhalten
Personen ohne eine entsprechende Ausbildung
und ohne Rechtskenntnisse – zum Beispiel ohne
Kenntnisse der grundlegenden und komplexen
Verkehrsvorschriften der Binnenschifffahrts-
straßenordnung – die Möglichkeit, sich mit er-
heblich erhöhter Motorisierung bei stetig wach-
sendem Verkehrsaufkommen auf den Gewäs-
sern zu bewegen. Angesichts der Tatsache,
dass zum Beispiel mit einem 15 PS-Motor an
einem kleineren Schlauchboot Geschwindigkei-
ten von mindestens 20 bis 25 km/h gefahren
werden können, muss auf daraus entstehende
Gefahren und Sicherheitsbedenken ganz ein-
fach hingewiesen werden. Es wird daher vor-
geschlagen, folgende Aspekte in die Überle-
gungen mit einzubeziehen: Es wird eine Anhe-
bung der Führerscheinpflicht auf 7,5 kW, also
sprich 10 PS, durch die Wasserschutzpolizei
empfohlen, Einführung einer einheitlichen Aus-
rüstungs- und Kennzeichnungspflicht, Festle-
gung der Altersgrenze auf 18 Jahre, Einführung
der Veränderung mit einer Probezeit. Wenn die
Verordnung kommen sollte, zum Beispiel auf drei
oder vier Jahre, Vornahme einer bundeseinheit-
lichen Evaluierung. Ich habe mir dazu zum Bei-
spiel Unfallstatistik und Ähnliches vermerkt,

ebenso eine verpflichtende Einführung einer
Haftpflichtversicherung.

Zum Charterschein möchte ich kurz anmerken:
Das Bundesland Brandenburg verfügt im Char-
terverkehr seit dem Jahre 2000 mit derzeitig 470
Kilometer Wasserstraße über ein entsprechend
langes Streckennetz und entsprechende Erfah-
rungen. In verschiedenen Fachzeitschriften
konnte ich lesen, dass der Charterverkehr und
das führerscheinfreie Fahren in Brandenburg
ohne Probleme erfolgen. Meine Damen und
Herren, obwohl insgesamt eine positive Bilanz
gezogen werden kann und muss, erlauben Sie
mir, dass ich aus schifffahrtspolizeilicher Sicht
auf einige Aspekte hinweise, die für die Sicher-
heit auf dem Wasser wichtig sind. Charterver-
kehr geht leider auch in diesem Freizeitsegment
nicht ohne Schiffsunfälle ab. So hatten wir in
Brandenburg vom Jahr 2000 bis 2010 insgesamt
283 Schiffsunfälle im Bereich Charterverkehr.
Das sind „Pi mal Daumen“ im Jahr 25 Unfälle. Im
Jahr 2009 waren es zum Beispiel 59 und im Jahr
2010 47 Schiffsunfälle. Also man merkt auch,
dass mit steigendem Verkehr und Aufkommen
dann auch die Unfallhäufigkeit zunimmt. Das ist
ganz logisch und verständlich. Über die Jahre
hinweg ist festzustellen, dass etwa ein Drittel der
Unfälle durch Schiffsführer mit Charterschein
und etwa zwei Drittel der Unfälle durch Schiffs-
führer mit Führerschein auf Charterbooten ver-
ursacht wurden. Häufigste Unfallursachen sind
dabei unsichere Führung des Charterbootes,
also Unerfahrenheit, Verhalten unter besonde-
ren Umständen, fehlende Streckenkenntnisse
zum Beispiel, nautisches Fehlverhalten, Un-
kenntnis über Untiefen, Anlegemanöver, Witte-
rungseinflüsse, Wind, Unsicherheiten bei der
Passage von Schleusen und unzureichende
Einweisung in die entsprechende Verordnung
zum Führen von Charterbooten ohne Fahrer-
laubnis.

Darüber hinaus ist festzustellen, dass kleinere
Vercharterer zwar ein Gewerbe aber keine
technische Zulassung für Boote haben und dass
Einzelpersonen, Kleingewerbetreibende – zum
Beispiel Besitzer von Gaststätten und Ferien-
wohnungen – Fahrzeugvercharterungen anbie-
ten. Aus dieser beispielhaften Aufzählung wird
deutlich, dass Charterverkehr einer kontinuierli-
chen schifffahrtspolizeilichen Begleitung bedarf.
Aus diesem Grund treffen sich in Brandenburg in
diesem Jahr zu Beginn der Saison bereits zum
vierten Mal in einer öffentlichen Beratung Ver-
treter, die mit dem Charterverkehr befasst sind,
um Erfahrungen auszutauschen, Probleme an-
zugehen und um ggf. Maßnahmen festzulegen.
Teilnehmer sind die beteiligten Ministerien. Kurz
die Schlussfolgerung: Ich empfehle, die Führer-
scheinpflicht auf 10 PS anzuheben, die Probezeit
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auf drei Jahre anzuheben und eine jährliche
Beratung der Ergebnisse durch das BMVBS
vorzunehmen. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Werner! Sie
durften aufgrund des natürlichen Respektes des
Verkehrsausschusses vor der Polizei am längs-
ten reden. Herr Kammer, Sie haben das Wort!

Abg. Hans-Werner Kammer: Herr Vorsitzen-
der, verehrte Sachverständige! Es war eine hoch
interessante Anhörung. Manchmal muss man ja
zweifeln, ob man überhaupt noch Sportboote
zulassen darf. Ich nehme mal dabei den BUND
aus, aber bei dem, was Herr Roeder und Herr
Süß vorgetragen haben, kommen mir ja langsam
Zweifel, dass hier vielleicht viele restriktive
Maßnahmen greifen müssen, um überhaupt in
Zukunft klarzukommen. Aber nach Ihren Vor-
trägen will ich die Fragen sehr kurz fassen.
Meine Frage geht an Herrn Dr. Häbich und an
Herrn Werner, der zuletzt vorgetragen hat. Es
wird immer wieder die Erhöhung von 5 auf 15 PS
herausgestrichen, Herr Werner hatte eben 10 PS
vorgeschlagen. Ich möchte von Ihnen noch
einmal genau hören: Welches Sicherheitsrisiko
sehen Sie in der Ausweitung der Führerschein-
pflicht von 5 auf 15 PS? Das auch insbesondere
im Vergleich zu unseren europäischen Nach-
barn, die es ja viel liberaler gestalten, aber se-
rienweise Unfälle habe ich dort bisher auch nicht
vernehmen können. Ich habe auch in der Presse
nachgesucht und nichts gefunden. Bitte Ihre
Einschätzung: Wie sehen Sie das Sicherheitsri-
siko auch den Erfahrungen, die Sie gerade in
Brandenburg gemacht haben, wo ein Teil der
Charterer mit einem Sportbootführerschein un-
terwegs ist.

Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Ich werde versuchen mich kurz
zu fassen, auch mit Rücksichtnahme auf den
notwendigen Respekt. Wir haben in Branden-
burg die Erfahrung gemacht, dass wir über die
letzten Jahre – das vergleiche ich ja schon einige
Zeit – nicht mit dem Zustand der Sicherheit und
Leichtigkeit auf unseren Gewässern zufrieden
sind. Ich will das auch mit einigen Zahlen bele-
gen, die ja auch öffentlich durch uns dargestellt
werden. Wir haben in den letzten Jahren ent-
sprechend unserer Aufgabenstellung etwa
25.000 bis 27.000 Schiffskontrollen im Jahr
durchgeführt – im Land Brandenburg wohlge-
merkt – und dabei feststellen müssen, dass wir
bei jeder vierten Schiffskontrolle eine polizeiliche
Ahndung vornehmen mussten. Hierbei ging es
nicht nur darum, bloß den Zeigefinger zu heben,
sondern wir mussten von der Anzeige von Ord-
nungswidrigkeiten bis hin zur Ahndung auf be-
stimmte Dinge durchführen. Wir sind also – wenn

Sie sich das vorstellen – insgesamt mit dem
jetzigen Zustand nicht zufrieden. Ich habe auch
meine Mitarbeiter angewiesen, in Zukunft diese
Kontrolltätigkeit beizubehalten, da wir den
Sicherheits- und Ordnungszustand auf den
Gewässern verbessern wollen. Das ist unsere
Zielstellung und deswegen sind auch die Be-
denken da, die Möglichkeit der Geschwindigkeit
von 5 auf 15 PS zu verdreifachen. Wir haben uns
das in einer kritischen Bewertung nicht leicht
gemacht und haben gesagt, wir schlagen einen
möglichen Kompromiss vor und sagen, wir ge-
hen schrittweise diese Erhöhung an. Deswegen
haben wir gesagt, wir sind gegen 15 PS und für
10 PS.

Dr. Steffen Häbich (ADAC): Von Seiten des
ADAC sehen wir kein erhöhtes Sicherheitsrisiko
bei der Erhöhung von 5 PS auf 15 PS. Es wird
sicherlich einzelne Fälle geben. Die kleinen
Schlauchboote wurden angesprochen, wo in der
Tat höhere Geschwindigkeiten mit 15 PS erreicht
werden können. Das halte ich aber – ehrlich
gesagt – für sehr überschaubare Auswüchse, die
dort entstehen. Geschwindigkeiten bis 40 km/h
halte ich wirklich für übertrieben. Das muss mir
einmal einer vormachen. Das kann ich mir nicht
vorstellen. Der Bereich, den Herr Werner ange-
sprochen hat, mit 20 bis 25 km/h halte ich hier für
die richtige Einschätzung. Es ist die Frage, in-
wiefern 20 bis 25 km/h auf dem Wasser ein
Sicherheitsrisiko darstellen soll. Wenn umge-
kehrt in der Tat die höhere Motorisierung für die
führerscheinfreien Bootsfahrer einen Sicher-
heitsgewinn bedeutet, nämlich zum Beispiel in
Gefahrensituationen. Stellen sie sich die Situa-
tion mit der Berufsschifffahrt vor, in der Tat auch
schneller vor dem Bug eines Schiffes wegzu-
kommen. Ich halte – so wie ich das in meinem
Plädoyer auch angesprochen hatte – für rele-
vanter, grundsätzlich eine Sensibilisierung aller
Wassersportler zu erwirken, sprich jedem, der
auf das Wasser möchte – deswegen ja auch
unser Vorschlag, eine generelle Einweisung
einzuführen – hier eine Sensibilisierung für die
Gefahren auf dem Wasser auch kundzutun. Das
lässt sich – aus meiner Sicht – relativ einfach
regeln, über zertifizierte, qualifizierte Ausbil-
dungsstätten. Das könnte auch als Bildungs-
gutschein verwendet werden, um auch die
Sportbootführerscheine attraktiver zu machen.
Da gibt es viele Möglichkeiten in diesem Bereich.
Das halte ich für notwendig. Es ist in der Tat so –
ich komme aus dem süddeutschen Raum –, viele
haben hier noch nie in ihrem Leben, bevor sie auf
das Boot gehen, mit dem Wasser zu tun gehabt,
zumindest nicht als Wassersportler. Dort ist
keine Sensibilisierung da. Sie können mir glau-
ben, ich bin etliche Jahre im Ausbildungsbetrieb
im Wassersportbereich gewesen. Da muss man
erst mal für die Gefahren, die es da gibt, sensi-
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bilisieren, zweifelsohne. Deswegen unser Plä-
doyer, eine grundsätzliche Einweisung in Be-
tracht zu ziehen, diese entweder als Empfehlung
oder als Verpflichtung – zumindest für den Er-
höhungsbereich zwischen 5 PS und 15 PS ver-
pflichtend – einzuführen.

Vorsitzender: Herr Kollege Hacker, Sie hatten
sich als Nächster gemeldet!

Abg. Hans-Joachim Hacker: Eine Vorbemer-
kung. Die SPD-Bundestagsfraktion hätte es sich
gewünscht, dass wir heute über die beiden An-
träge aus der letzten Legislaturperiode diskutiert
hätten, die nicht die Bundesregierung sondern
der Deutsche Bundestag beschlossen hat und
deren Abarbeitung seit Jahren aussteht. Nun ist
es so, dass wir heute über diesen Antrag reden.
Und es scheint ja so zu sein, dass sich bei der
kritischen Bewertung des Antrages im Grunde
genommen zwei Fragen in den Vordergrund
stellen. Ich sage, es sind einige Punkte dabei,
denen man ohne weiteres folgen kann, es be-
steht aber die Problematik der Erhöhung der
Führerscheinfreiheit von 5 auf 15 PS und die
Ausweitung der Charterscheinregelung auf die
Ostsee. Das sind Themen, die vor diesem Hin-
tergrund beleuchtet werden müssen. Zwei Fra-
gen, eine davon an Herrn Roeder: Im Mai 2012
wird die Neuregelung der Führerscheinreform n
Kraft treten. Welche Auswirkungen sehen Sie
eigentlich in dieser Hinsicht auf die Erweiterung
der Führerscheinfreiheit von 5 auf 15 PS? Wel-
che Auswirkungen sehen Sie, wenn diese
PS-Grenze für die Führerscheinfreiheit ange-
hoben wird, auf das Verhältnis zwischen den
unterschiedlichen Partnern im Bereich des
Freizeitsports und des Freizeittourismus? Ru-
derer, Segler, Paddler nenne ich hier. Also wel-
ches Verhältnis entsteht dort? An Herrn Werner
hätte ich gern die Frage gerichtet: Sie haben auf
das Problem der Ausweitung auf 15 PS in Ihrer
Stellungnahme hingewiesen. Die Bundesregie-
rung hatte ja sogar eine Ausweitung auf 20 PS in
ihrer Stellungnahme vorgeschlagen. Das wäre
dann ja wohl noch mehr abzulehnen. Diese
Führerscheinreform, die Sie ja nun auch mit
begleitet haben und deren Umsetzung Sie dann
ab Mai auch unter Kontrolle halten, wie bewerten
Sie die Forderung im Antrag auf Führerschein-
freiheit bis 15 PS – Sie haben gesagt mit 10 PS
könnten Sie leben –, hinsichtlich der Umsetzung
der Führerscheinreform? Habe ich Sie richtig
verstanden, dass, wenn es überhaupt zu einer
Änderung bei der Führerscheinfreiheit kommt –
Sie sprachen von 10 PS – dies dann zwingend
mit anderen Regularien verbunden sein muss,
also die Frage der Altersbegrenzung, die Frage
der Einweisung? Welche weiteren Kriterien
würden Sie in dieser Hinsicht sehen?

Bernd Roeder (DOSB): Zur ersten Frage, Herr
Hacker, eines vorweg: Es ist ja nicht so, als
würde eine Ausweitung der PS-Regelung von 5
auf 15 PS die Gewässer überhaupt erst für am-
bitionierte Wassersportler und Motorwasser-
sportler zugänglich machen, sondern wir haben
ja bereits eine Regelung, die sich insoweit be-
währt hat und die auch einen Anreiz vermittelt,
wenn man wirklich sich verstärkt motorisiert
bewegen will, dann auch den ordnungsgemäßen
Ausbildungsgang zu durchlaufen und auch eine
Prüfung abzulegen. Eine Zwischenregelung, wie
etwa von meinem Kollegen Dr. Häbich angeregt -
es ist ja keine Prüfung - möglicherweise geht es
ja auch nur darum, dass gewisse Stundenab-
geleistet werden, in der man sich etwas anhört.
Nur, ich habe vorhin ausgeführt, es gibt eine
Unzahl von Regularien, eine Vielzahl völlig an-
derer Zeichen, Signale, Bojen, und Ähnliches,
die einem im normalen Leben als Autofahrer,
nicht unterkommen. Und die kann man auch
nicht aus irgendeiner Interpretation ableiten.
Hinzu kommt, dass wir es auch mit der Berufs-
schifffahrt zu tun haben. Ich vermisse auch hier
einen Vertreter der Binnenschifffahrt. Denn die
müssen mit all dem leben, was die Binnen-
schifffahrt zu waghalsigen Manövern dann ir-
gendwann veranlasst. Zum Verhältnis der
Sportarten untereinander kann ich sagen: Na-
türlich ist das nicht ganz unproblematisch zwi-
schen motorisiertem und muskelkraftbetriebe-
nem Wassersport. Hier hat man auch in den
vergangenen Jahren erhebliche Überzeu-
gungsarbeit geleistet und zwar in der Weise,
dass all jene, die motorisiert zu Wasser sind, in
den Vereinen erfahren und kennenlernen, wie es
ist, mit einem Paddelboot unterwegs zu sein.
Wenn ein Motorboot einen Paddler passiert hat,
schaut der Bootsführer in der Regel nicht nach
hinten, aber da kommt dann die Heckwelle. Das
sind Dinge, für die eingehend sensibilisiert
worden ist. Und diese Dinge haben sich hier
geregelt. Wenn nun – ich sage mal – jene, die
aus einem spontanen Gedanken heraus, auch
nach einer Kurzeinweisung, sich zu Wasser
begeben, dann werden die daran nicht mehr
denken und sie werden sich auch in die Nähe
des Schilfs mit 5 und 15 PS fortbewegen und aus
einem vermeintlichen Sicherheitsdenken heraus
vielleicht eher noch die Ufernähe suchen, die
andere erfahrene Bootsfahrer meiden, die genau
wissen, wo man fährt, wo die Bootsrinne ist, wo
die Spur ist und wo man sich zu bewegen hat.
Danke!

Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Wir haben uns bei unseren
Überlegungen unter anderem auch davon leiten
lassen – zumindest in Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und dort, wo der Freizeitbe-
reich sehr groß ausgeprägt ist –, dass wir zu-
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gelassene Geschwindigkeiten im Durchschnitt
von 10 bis 12 km/h auf den Gewässern haben.
Dort war es bisher ausreichend, sich mit 5 PS
Motorisierung in diesem Spektrum zu bewegen.
Wenn wir jetzt einer Erhöhung bis auf 10 PS
zustimmen, dann sagen wir, dass wir in be-
stimmten Gewässerbereichen dies befürworten
können, aber in diesen Langsamfahrbereichen,
wo es aus ökologischer, aus umweltschutz-
rechtlicher Sicht – meine Vorredner hatten da-
rauf hingewiesen – gar nicht schneller gefahren
werden kann, dann ist es gar nicht notwendig,
eine höhere Motorisierung zu haben. Uns sind –
ich habe es mir da auch nicht einfach gemacht,
ich habe auch Umfragen unter den WSP-Be-
amten getätigt – keine gravierenden „Beinahe-
Unfälle“ oder Momente in der Schifffahrt be-
kannt, wo es mit 5 PS eine Untermotorisierung
gegeben hat oder hätte, wo es dann zu einem
Unfall oder Ähnliches gekommen wäre. Das ist
also ganz wenig. Deswegen haben wir uns ent-
schieden, dass mit der höheren Motorisierung
auch die einheitliche Ausrüstung und Kenn-
zeichnungspflicht einhergehen muss. Denn Sie
wissen: Wasser hat keine Balken! Eine Bremse
am Auto kennen wir, aber am Boot ist es
schwierig. Und mit 20, 25 km/h über das Wasser
zu fahren und dann plötzlich zu manövrieren und
anzuhalten, das ist schon kompliziert. Zur Fest-
legung der Altersgrenze 18 Jahre: Erhöhte Ge-
schwindigkeiten erfordern – aus unserer Sicht-
weise – mehr Verantwortung und mehr Reife, die
bei manchen 16-Jährigen heute auf den Ge-
wässern noch nicht gegeben ist. Uns erscheint
das ganz einfach, wenn wir die Geschwindigkeit
steigern, ist es auch notwendig, dass wir die
Altersgrenze anheben. Zur Einführung der Pro-
bezeit: Wir hatten das bei uns im Land hinsicht-
lich der Charterscheinregelung – darauf hatte ich
hingewiesen. Dort haben wir durchaus positive
Erfahrungen gemacht. Das sollte als Empfehlung
hier in die Runde mit reingereicht werden. Und
was für uns auch wichtig ist, ist die verpflichtende
Einführung einer Haftpflichtversicherung, da ja
dann die – ich möchte jetzt sagen – Unfallgegner
dann immer bestimmte Probleme haben, aus
dem Dilemma herauszukommen.

Abg. Torsten Staffeldt: Ich möchte erst mal mit
einer kleinen Kommentierung beginnen, weil ja
viele der Eingangsstatements auch durchaus
kommentierende Wirkung hatten, bzw. dem
Horror-Schreckensszenario geschuldet sind, das
hier von der einen oder anderen Seite an die
Wand gemalt werden soll. Ich möchte erst mal
Herrn Lücking sagen, dass die Aufgabe der
Wasser- und Schifffahrtsdirektion nicht der Na-
turschutz ist, sondern die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Schiffsverkehrs aufrechtzuerhalten.
Das ist die wesentliche Aufgabe. Das steht bei
denen sogar drin. Den Naturschutz haben sie

auch inzwischen – muss man dazu sagen –, aber
die wesentliche Aufgabe ist ähnlich wie bei der
Diskussion, die wir eben mit den Flugrouten
hatten, die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs aufrecht zu erhalten. Herrn Süß möchte ich
doch ganz kurz kommentieren. Wir haben uns ja
letztes Jahr in Bremen bei einer Anhörung schon
einmal ausgetauscht. Ich weise es erst mal
zurück, dass Sie uns eine wirtschaftspolitische
Motivation unterstellen. Man könnte das Ganze
umdrehen und Ihnen im Hinblick auf die Vertei-
digungsstrategie, die hier für das bestehende
System erfolgt, sagen, dass Sie sicherlich eine
wirtschaftspolitische Motivation haben, weil der
Deutsche Segler-Verband wie der Deutsche
Motoryacht-Verband ja seit Jahrzehnten mit der
Beleihung der Führerscheinabnahmen im Sport-
bootschifffahrtsbereich betraut sind, und dort
natürlich auch einen sehr großen Anteil der
Einnahmen, die sie generieren, aus diesen Be-
reichen haben. Insofern würde ich mit diesem
Argument aus Ihrer Sicht, Herr Süß, etwas vor-
sichtiger umgehen, was die wirtschaftspolitische
Motivation angeht. Offensichtlich ist Herr Dr.
Häbich einer der wenigen – mit Herrn Tracht und
Herrn Werner zusammen –, die verstanden
haben, was wir mit diesem Antrag eigentlich
bezwecken. Wir bezwecken nämlich, dafür zu
sorgen, dass Neulinge Erfahrungen sammeln
können, dass wir mehr Menschen auf das
Wasser bekommen, dass wir den Zugang auf
das Wasser erleichtern und dass wir dort – wie
mit dem Charterschein geschehen – dafür sor-
gen, dass der demographische Wandel, der
gerade in diesem Segment – das wurde ja auch
dargestellt, das Durchschnittsalter beträgt 56
Jahre – nicht aufgehalten werden kann, aber
zumindest relativiert werden kann, um Wasser-
sport auch weiterhin für jüngere Menschen at-
traktiv zu machen. Das ist der wesentliche Zweck
unseres Antrags. Da geht es nicht um irgend-
welche wirtschaftspolitischen Motivationen oder
sonst irgend etwas. Sondern es geht darum,
dass wir dafür sorgen wollen, dass Wassersport
attraktiv ist. Das ist der entscheidende Punkt.
Das soweit als kurze Vorbemerkung, das gehört
ja auch immer mit dazu.

Ich komme dann zu meinen zwei Fragen. Die
eine ist an Herrn Tracht adressiert. Herr Tracht,
wie auch viele andere haben sie auf das Thema
der Motorisierung hingewiesen. Die 5 oder 15
PS, 10 PS als Kompromissvorschlag. Sie haben
darauf hingewiesen, dass es unterschiedliche
Fahrtmöglichkeiten gibt. Die Verdrängerfahrt, in
der sich die meisten Schiffe – über die wir reden
– bewegen, die auch in Brandenburger Gewäs-
sern beispielsweise unterwegs sind. In der
Verdrängerfahrt ist die erzielbare Geschwindig-
keit abhängig von der Rumpfgeschwindigkeit
und diese wiederum von der Wasserlänge. Ich
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führe die Frage noch ein bisschen weiter aus: Im
Grunde genommen kann ich doch auch an ei-
nem 7-Meter-Boot einen 100 PS oder 200
PS-Motor ranhängen. Das würde keine Rolle
spielen, weil ich mit dieser Motorisierung gar
keine höheren Geschwindigkeiten physikalisch
erreichen kann, wenn ich in Verdrängerfahrt bin.
Insofern ist das Argument nun 5, 10 oder 15 PS
doch eigentlich gar nicht stichhaltig, wenn wir
uns über solche Boote unterhalten. Weil – wie
gesagt – die erzielbare Rumpfgeschwindigkeit
unabhängig von der Motorisierung ist. An Herrn
Werner noch eine kurze Frage. Diese dreht sich
hauptsächlich um die von Ihnen ja auch noch
etwas detaillierter dargestellten Unfallstatistiken.
Sie sagen, Sie haben in den letzten 10 Jahren
283 Unfälle – wenn ich es richtig mitbekommen
habe – gehabt. Ich habe in Ihrer schriftlichen
Stellungnahme zwei Zahlen gefunden, wo ich
einfach um Erläuterung bitte, wie diese zu ver-
stehen sind. Sie schreiben, dass jeder sechste –
das wären etwa 16 Prozent – aus dem Char-
terbetrieb resultierende Unfall herrührt und auf
der anderen Seite sagen Sie aber auch 25 Pro-
zent. Ich vermute, das bezieht sich jetzt auf die
Schiffskontrollen, die Sie durchgeführt haben.
Für mich ist es trotz allem immer noch eine
relativ geringe Zahl. 283 Unfälle bei einer
Überwachung in 10 Jahren. Offensichtlich, das
wäre noch einmal meine Frage, sind doch kei-
nerlei Personenschäden zu verzeichnen gewe-
sen. Meine Bitte ist, dass Sie diese Unfallsitua-
tion im Charterscheinbereich nochmal etwas
genauer detaillieren. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer möchte be-
ginnen, Herr Tracht, Herr Werner? Herr Tracht.

Jürgen Tracht (BVWW): Das mache ich gerne!
Zunächst, Herr Staffeldt, zu der technischen
Frage: Es ist natürlich richtig, bei der
Verdrängerfahrt sind der Geschwindigkeit phy-
sikalische Grenzen gesetzt, dafür gibt es eine
Formel, das will ich jetzt hier nicht repetieren.
Aber um Ihnen hier einen Eindruck zu geben: Ein
8,5 Meter-Schiff kann nicht schneller als 13 km/h
fahren. Da spielt es überhaupt keine Rolle,
welchen Motor Sie da anbringen. Es ist so, dass
wir im Verdrängerbereich natürlich eine große
Flotte haben, gerade auch in dem Bereich, für
den Herr Werner hier steht, für Brandenburg,
aber natürlich auch Mecklenburg-Vorpommern,
wo ein Großteil der Schifffahrt stattfindet. Das
sind kleine Segelfahrzeuge, die Verdränger sind,
oder das sind auch kleine Motorboote oder auch
größere Motorboote. Und bei all denen ist die
Geschwindigkeit technisch durch die Verdrän-
gerfahrt begrenzt. Abgesehen davon, Herr
Werner hat es dargestellt, es gibt auch auf den
allermeisten Wasserstraßen Geschwindigkeits-

begrenzungen, auf allen Kanälen beispielsweise
12 km/h. Dankeschön!

Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Ich hoffe, dass ich es richtig
dargestellt habe. Vielleicht ist das mit den Un-
fällen auch bloß falsch rübergekommen. Wir
haben in dem Zeitraum von 2000 – wo wir bei
uns in Brandenburg den Charterverkehr eröffnet
haben – bis 2010 – bis dahin sind die Zahlen
komplett, für 2011 sind wir gerade in der Erar-
beitung – nur in dem Segment Charterverkehr
mit Charterbooten 283 Schiffsunfälle festgestellt.
Und hinsichtlich der 25%, nach denen Sie jetzt
fragten: es sind 25 Unfälle pro Jahr gemeint. Also
wir haben in jedem Jahr mit Charterbooten, wenn
ich das von 2000 bis 2010 betrachte, „Pi mal
Daumen“ etwas mehr als 25 Unfälle gehabt. Also
es geht nicht um Prozent. Zu den Verletzten,
nach denen Sie gefragt haben: Wir haben erst-
malig im vorigen Jahr, also 2011, einen Ver-
letzten im Charterbereich zu verzeichnen ge-
habt. Ansonsten waren die Unfälle überwiegend
– Gott sei Dank auch, muss ich sagen – ohne
Personenschaden und ohne tödliche Verlet-
zungen abgegangen. Ich hatte gesagt, deswe-
gen auch nochmal die Zahlen von 2010 und
2009: Je mehr wir Ansiedlungen von Charter-
firmen im Land zu verzeichnen haben, desto
mehr Charterboote sind unterwegs, desto höher
ist auch das Verkehrsaufkommen und desto
mehr Unfälle sind auch zu verzeichnen. Das ist
eine Entwicklung, die man ganz einfach auch mit
im Auge haben muss, wenn wir sagen, wir
möchten mehr – dafür sind wir auch – Freizeit-
schifffahrt aufs Gewässer bekommen. Ich hoffe,
ich habe die Frage beantwortet.

Abg. Herbert Behrens: Herr Vorsitzender, Kol-
leginnen und Kollegen, es wird ja in dem Antrag
der Regierungsfraktion darauf hingewiesen,
dass für Interessierte ein erleichterter Zugang
auf dem Wasser erreicht werden soll und es wird
dankenswerterweise auch darauf hingewiesen,
auch in der Reihe der Sachverständigen, das es
eben mehr ist als nur das motorisierte Sportboot,
das dort unterwegs ist, und dass diese Ver-
kehrsteilnehmer, die wir auf dem Wasser haben,
schon voneinander wissen müssen, wie was
reagiert. Das heißt, die Kenntnisse sind eigent-
lich sehr hoch. Und wenn man bedenkt, dass
man möglicherweise nicht jeden Tag, wie sonst
mit dem Fahrrad oder auch mit dem Auto, un-
terwegs ist, ist man unter Umständen auch im-
mer wieder an das zu erinnern, was man einmal
gelernt hat. Insofern ist so ein Ansatz, der auch
vom Vertreter des ADAC vorgetragen worden ist,
nämlich, dass man eben auch immer wieder neu
eingewiesen werden sollte, schon ein wichtiger
Hinweis, vielleicht auch für die gegebene oder
von der Bundesregierung angestrebte Regelung,
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wo einmal dieser Sportbootführerschein erwor-
ben worden ist. Wir haben uns bei der Durchsicht
Ihrer Stellungnahmen – vielen Dank dafür – sehr
viel besser informiert gefühlt als wir es vorher
waren. Darum ist, glaube ich – auch bei so einer
politisch weniger brisanten Frage –, eine Anhö-
rung dieser Art sehr sinnvoll und auch beispiel-
haft, um zu einer vernünftigen Regelung zu
kommen. Wir finden es wichtig und zentral, dass,
wie es natürlich auch schon beim Autoführer-
schein der Fall ist, nicht nur die Beherrschung
des Fahrzeugs eine wesentliche Rolle spielt,
sondern eben auch das Umfeld, in dem ich mich
mit diesem Fahrzeug bewege. Und das ist unter
Umständen mit dem Fahrzeug auf dem Wasser
noch viel sensibler als wir es bei anderen Ver-
kehrsmitteln haben.

Also von daher geht meine erste Frage an Herrn
Lücking und eine zweite an Herrn Roeder, weil
Sie auch stark auf die ökologische Bedeutung
des Fahrwegs abgehoben haben, wenn ich das
mal so nennen darf, sodass wir doch erhebliche
Anforderungen an die Führerscheinerwerber auf
dem Wasser haben. Wenn wir uns jetzt vorstel-
len, wir machen die Grenze auf und sagen, das
verdreifachen wir auf 15 PS, dann fällt natürlich
für viele, die dann anschließend auf dem Wasser
unterwegs sein werden, die Überprüfung der
Kenntnisse weg. Aus Ihrer Sicht: Welche wich-
tigen, ökologischen Belange würden einfach auf
der Strecke bleiben, nicht vermittelt werden
können, weil eben die Sportbootführerschein-
prüfung wegfällt? Und wie bewerten Sie es,
wenn bestimmte Kenntnisse eben nicht mehr
vermittelt werden? Die Frage an Herrn Roeder:
Auch Sie haben ja als Vertreter eines Verbandes
mit aktiver Nutzung des Wassers als Sportme-
dium für uns wichtige Worte gesagt, mit denen
Sie auch die unterschiedlichen Interessen der
Wassersportler insgesamt dargestellt haben. Der
Kanu-Verband hat darauf hingewiesen, dass es
eine Menge von Befahrensregelungen – so heißt
das – aus Naturschutzgründen gibt. 792 wurden
in der Stellungnahme aufgeführt. Also auch da
wird eine erhebliche Kenntnisvielfalt erwartet.
Aber an Sie nochmal konkret eine andere Frage:
Es ist in Ihrem Statement enthalten – und an
anderer Stelle auch schon –, dass eine Unfall-
datenbank gefordert wird. Das ist keine neue
Forderung, sondern eine Forderung aus dem
Jahre 2004. Uns erscheint es doch von erhebli-
cher Bedeutung zu sein, ein bisschen mehr über
die eigentlichen Dinge zu kennen. Wie müssen
wir uns die Kenntnisse jetzt aneignen, was auf
dem Wasser unterwegs ist, bei der Unfallrege-
lung, und wie können wir es erreichen, dass wir
die Unfalldatenbank endlich bekommen? Woran
ist sie eigentlich gescheitert?

Winfried Lücking (BUND): Herr Behrens, im
Wesentlichen geht es darum, dass wir große
Bedenken haben. Das gilt aber eigentlich auch in
dem Bereich, wo wir schon eine Führerschein-
prüfung haben, es gilt auch für die größeren
Boote, dass wir immer wieder sehen, dass die
Leute entweder zu wenig in die Belange des
Umweltschutzes eingewiesen werden oder ein-
fach die Kontrolle zu gering ist, um zu überprü-
fen, wie damit umgegangen wird. Denn wir se-
hen immer wieder, dass die Boote in Schutzzo-
nenbereiche hineinfahren, dass dort selbst zu
Brutzeiten Party gefeiert und gefrühstückt wird.
Und ich denke, dass es ganz wichtig ist, die
Leute zu sensibilisieren. Denn im Grunde ge-
nommen wird ja dieser Naturraum gesucht, weil
er die Menschen anzieht. Aber so, wie in vielen
Bereichen damit umgegangen wird, zerstören sie
letztendlich eigentlich das, was sie suchen, was
ich ja in meinen Ausführungen auch schon an-
gesprochen hatte. Es reicht eigentlich nicht, nur
Naturschutzgebiete auszuweisen, sondern es ist
wichtig, die Leute auch dafür zu sensibilisieren,
was dort gemacht werden kann und was nicht,
wie man also diesen Bereich auch schonen
kann. Und der gesamte Wassertourismus ist
letztendlich davon auch abhängig. Denn wenn
wir diesen Bereich zerstören oder negativ be-
einträchtigen, heißt es letztendlich auch, dass
die Attraktivität dieser Gebiete auch nachlässt
und die Leute dann auch da nicht mehr hinfah-
ren. Die Frage ist ja in diesem Zusammenhang
noch gar nicht so angesprochen worden, aber für
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern hat
dies ja letztendlich auch Bedeutung für die Ar-
beitsplätze in der ländlichen Region. Und von
daher ist es eigentlich für sich schon geboten,
dort die Befahrung so zu gestalten, dass die
Menschen sensibilisiert werden.

Bernd Roeder (DOSB): Herr Behrens, Sie hat-
ten nach der Aneignung der Kenntnisse gefragt.
Im Vereinsbereich ist das kein Thema, denn dort
ist das Gang und Gäbe. Das ist auch nicht nur
eine einmalige Sache, sondern das ist ein per-
manenter Prozess, dass hier die jungen und
auch die älteren Vereinsmitglieder einander
anleiten. Und man ist ja auch gemeinsam un-
terwegs. Das Problem liegt eher bei dem freien,
nicht organisierten Wassersport – und dort ins-
besondere bei denjenigen, die noch nicht einmal
eine Prüfung zu machen brauchten –, dass dort
nach neuem Recht, ab 1. Mai, auch Kenntnisse
zu umweltgerechtem Verhalten abverlangt
werden. Wer ein Boot besitzt – es geht ja nicht
nur um Charterer – kann sich dann halt mühelos
ohne Kenntnisse bewegen. Und das führt
zwangsläufig zu Verhaltensweisen, die mögli-
cherweise auch andere dazu verleiten, ent-
sprechend zu verfahren. Wie die Beschlusslage
zu der Schiffsunfalldatenbank war, warum es
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nicht dazu gekommen ist, kann ich nicht sagen.
Es ist ja nicht so, dass wir keine Unfälle haben.
Mir liegt hier eine Dissertation von der Universität
Greifswald aus dem Jahr 2004 vor. Diese betrifft
einen Zeitraum über 40 Jahre, der ist Ende der
neunziger Jahre abgelaufen. Dort wurden 191
Todesfälle bei Sportbootunfällen rechtsmedizi-
nisch untersucht und es wurden Ableitungen
bezüglich der Ursache getroffen. Und dort war
die Schlussfolgerung: Es waren überwiegend
junge, männliche Besatzungsmitglieder, die zu
Tode gekommen sind. Je kleiner das Boot, desto
unfallgeneigter. Und es ging hier um motorisier-
te, aber auch um segelbetriebene Sportboote.
Nicht selten war Alkohol im Spiel und die Unfälle
passierten bei gutem Badewetter. Trotzdem gab
es Unterkühlungen und so weiter. Und auch das
Problem: je kleiner das Boot, desto geringer die
Sicherheitsreserve. Das heißt, man ist in der
Regel allein oder zu zweit unterwegs, ein Boot
kentert, und dann sind beide in Not und keiner
kann dem anderen mehr helfen. Ich kann Ihnen
bei Bedarf gerne noch die Fundstelle nennen:
Herr Werner hat es ja gesagt: Wasser hat nun
mal keine Balken. Es ist etwas anderes als der
Asphalt der Straße, der auch nicht ungefährlich
ist. Hier gibt es keine Rettungsreserve. Das
heißt, man kann nicht rechts ranfahren und
halten, wenn man nicht mehr weiter weiß. Und
das Thema Umwelt: Man bewegt sich nicht im
festen Rahmen, wie auf der Straße, sondern
man ist bereits in der Umwelt und halt auch in
denjenigen Bereichen, die besser frei von Boo-
ten und Bootsverkehr sein sollten. Danke!

Abg. Dr. Valerie Wilms: Gestatten Sie mir auch
am Anfang nochmal eine kurze Vorbemerkung
zu dem gesamten Verfahren. Das war ja doch
am Ende letzten Jahres eine Ad-hoc-Aktion, die
gerade bei uns auch für massives Befremden
gesorgt hat, weil wir ja das Thema auch vorher
schon, auch über den Tourismusausschuss,
angesprochen und auch verhandelt haben. Herr
Hacker, Sie wissen das ja auch, wir haben das ja
dort auch immer wieder mal thematisiert. Aber es
ist da von der Koalition auch immer wieder ganz
gerne verdrängt worden. Dieses Verfahren der
Koalition, nach dem Motto „wir machen da mal
schnell einen Antrag ohne Lesung im Plenum
und die zweite Lesung setzen wir gleich in der
nächsten Woche auf, dazwischen schieben wir
das nochmal kurz in den Ausschuss und dann
haken wir es ab und das Ganze kurz vor Weih-
nachten“ war nicht unbedingt guter parlamenta-
rischer Stil. Und wie wir jetzt ja auch aus den
Unterlagen entnehmen, die von den Verbänden
übermittelt wurden, war es ja auch berechtigt,
dass wir uns damit etwas intensiver beschäfti-
gen. Denn es gibt doch einen erheblichen Be-
ratungsbedarf, ob die vorgesehene Ad-hoc-
Aktion, mal schnell eine Verdreifachung Grenzen

für die Führerscheinfreiheit vorzunehmen, ins-
gesamt so sinnvoll ist. Ich bin froh, dass wir es
geschafft haben, jetzt zu dieser Anhörung zu
kommen. Und wenn ich mir das dann mal im
Detail angucke: Es ist ja schon angesprochen
worden, dass die versprochene Unfalldatenbank
von 2004 immer noch fehlt, wir da immer noch
nichts haben. Wenn ich dann auf etwas von der
Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung zu-
rückgreife, den verteilten Jahresbericht 2010,
und wenn ich dann auf die Seite 21 schaue,
Verteilung der Seeunfälle nach Unfallarten und
Schiffstypen, dann steht das Sportboot dort an
gleicher Stelle wie die Containerschifffahrt. Da ist
also genauso viel passiert wie bei der Contai-
nerschifffahrt. Zu sagen, „Sportbootschifffahrt,
da kann nicht viel passieren“ trifft sicherlich so
nicht zu und ist als Begründung etwas arg platt.

Das als kurze Vorbemerkung, jetzt meine zwei
Fragen. Die Erste richtet sich an Herrn Lücking.
Mit dem Antrag der Koalition soll ja wohl die
Ausweitung des Wassertourismus erreicht wer-
den. Bekanntlich unterliegen die Gewässer aber
gerade im brandenburgischen Bereich, und auch
in Mecklenburg-Vorpommern, besonders zur
Befahrungszeit im Sommer, starken Wasser-
schwankungen. Und eine überstarke Nutzung
könnte ja durchaus negative Auswirkungen auf
das Gewässer und den Naturschutz und damit
auch indirekt auf den Gesamttourismus haben,
der ja nicht nur aus dem Wassertourismus be-
steht. Gibt es dazu wissenschaftlich belastbare
Erkenntnisse? Die zweite Frage richtet sich an
Herrn Werner: Herr Werner, Sie haben ja sehr
deutlich gesagt, dass Sie für den Vollzug zu-
ständig sind und haben uns auch schon ein
bisschen die Probleme geschildert. Zu den 283
Schiffsunfällen, die Sie in den letzten zehn Jah-
ren hatten, haben Sie uns ja schon etwas mit-
geteilt. Wie sehen Sie denn überhaupt mit Ihren
Ressourcen die Möglichkeiten, wenn wir jetzt die
Grenze von fünf auf zehn PS hochsetzen und
gegebenenfalls auch noch irgendwelche Auf-
Probe-Regelungen einführen. Wie wollen Sie
dann der ganzen Sache im Vollzug nachkommen
können? Wenn wir dann auch noch die Char-
terproblematik verändern, dass sie da auch noch
Bundeswasserstraßen mit einbeziehen, wie
wollen Sie das denn machen? Haben Sie da
einen Lösungsvorschlag?

Vorsitzender: Wer möchte beginnen? Herr
Lücking, Sie haben das Wort!

Winfried Lücking (BUND): Frau Wilms, es ist in
der Tat so: Wir haben hier in den neuen Bun-
desländern Mecklenburg-Vorpommern und
Brandenburg die größten Wasserreviere in
Deutschland, wir haben hier aber auch im
Sommer die größten Probleme mit dem Wasser
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überhaupt. Es sieht erst mal so aus als wenn
genug Wasser das ist, weil es jede Menge
Flüsse und Seen gibt. Aber im Sommer ist ei-
gentlich das Wasserangebot sehr gering. Das
heißt letztendlich, dass im Sommer in bestimm-
ten Flussbereichen – ich denke da an die
Krumme Spree, an die Müggel-Spree und teil-
weise auch an die Obere Havel – einfach viel zu
wenig Wasser da ist, um dort wirklich noch
Sportboote zulassen zu können. Es gibt im
Moment Untersuchungen des Leibniz-Instituts
für Gewässerökologie hier in Berlin, welches an
der Krummen Spree untersucht, welche Aus-
wirkungen es hat, dass dort trotz geringen
Wasserstands noch Motorbootverkehr stattfin-
det. Und die sind teilweise ökologisch sehr be-
denklich. Und es gibt einfach gesetzliche Rege-
lungen, denen sich die Bundesregierung auch
verschrieben hat, nämlich die Wasserrahmen-
richtlinie. Wenn man also einen erhöhten Was-
serbootstourismus in bestimmten Regionen
haben will, würde das heißen, dass die Gewäs-
ser dort stark drunter leiden würden. Und das
würde letztendlich das Verschlechterungsverbot
der Wasserrahmenrichtlinie torpedieren. Das
heißt, man müsste davon ausgehen, in naher
Zukunft in bestimmten Regionen den Bootsver-
kehr letztlich einschränken zu müssen. Also es
zeigt eigentlich, dass die Ausweitung des
Sportboottourismus auch nur in beschränktem
Rahmen möglich ist. Dankeschön!

Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Das ist natürlich eine sehr ge-
schickte Frage, die Sie gestellt haben, die mich
vor einige Beantwortungsprobleme stellt. Wir
haben im Land Brandenburg 2.600 Kilometer
Bundes- und schiffbare Landeswasserstraßen
zu betreuen, mit einem Personalansatz von
Wasserschutzpolizei, der mit der jüngsten Poli-
zeistrukturreform – jetzt ab 1. November bei uns
im Land –, was die Personalentwicklung angeht,
weiter rückwärts stattfindet. Sie wissen, der
Haushalt, der wird nicht besser, und das erfor-
dert natürlich auch Personaleinsparung. Das
bedeutet: natürlich haben wir einen Plan B, aber
der wird natürlich auch dahin gehen, dass wir in
der Fläche auf den Wasserstraßen nicht mehr so
präsent sein werden – das geht ganz einfach
nicht – wie wir das in der vergangenen Zeit wa-
ren. Und das ist das Problem, wo wir dann auch
auf die Schiffsunfalldatenbank zurückgreifen
möchten und wo wir die ganz gerne haben
würden, weil das auch für uns als Polizei ein
wichtiges Kriterium ist, zu sagen: Wo ist es denn
nun wichtig, wo knirscht es, wo sind Engpässe –
ähnlich wie auf der Straße Unfallschwerpunkte –,
wo müssen wir mit der Schifffahrtsverwaltung
zusammen was machen etc.? Ich kann Ihnen
aber versichern, dass wir trotz alledem versu-
chen, mit dem Personalansatz, der zur Verfü-

gung steht, das Maximale zu erreichen, Sicher-
heit und Leichtigkeit auf den Gewässern – ich
habe davon schon gesprochen – auch zukünftig
zu gewährleisten. Ich hoffe, ich habe es jetzt
beantwortet.

Zwischenruf Abg. Dr. Valerie Wilms: Sie ha-
ben die richtige Richtung aufgezeigt!

Vorsitzender: Vielen Dank! Wir sind damit fertig.
Wir haben noch fünf Minuten Zeit. Theoretisch
können wir eine Frage noch an einen einzelnen
Abgeordneten vergeben. Herr Hacker hat sich
drum beworben. Wenn alle anderen damit ein-
verstanden sind, eine schnelle Frage! Herr
Hacker!

Abg. Hans-Joachim Hacker: Herr Vorsitzender,
herzlichen Dank! Es ist ja auch nur eine ganz
kurze Frage, anknüpfend an das Thema, das
Frau Dr. Wilms angesprochen hat, also bun-
desweite Unfalldateien. Herr Werner, Sie haben
mir hier nochmal eindrucksvoll eine Schilderung
Ihrer Statistik vorgetragen. Ihre Stellungnahme
beinhaltete ja auch, dass Sie eine starke Infor-
mationsbeziehung zu Ihren Kollegen in den
anderen Ländern haben. Warum meinen Sie,
gibt es denn bislang auf Bundesebene keine
solche Unfalldatei? Das ist doch eigentlich eine
Sache, die sich aufdrängt und die ja auch von
den beiden Anträgen eingefordert worden ist.

Vorsitzender: Herr Werner, damit haben Sie
auch gleichzeitig das Schlusswort!

Hans-Joachim Werner (Wasserschutzpolizei
Brandenburg): Ich bin mir dieser Ehre durchaus
bewusst, Herr Vorsitzender! Ganz kurze Antwort:
Warum es diese Unfalldatenbank noch nicht gibt,
erlaube ich mir zu antworten, das kann ich Ihnen
nicht sagen. Wir als Wasserschutzpolizei, also
als Amtsleiter der Länder, sind seit mehreren
Jahren an das BMVBS mit einer entsprechenden
Bitte herangetreten. Also für uns würde dies
schon Sinn machen.

Vorsitzender: Wir haben jetzt dank der knappen
Antwort den nächsten Anwärter auf eine Frage!
Herr Kammer!

Abg. Hans-Werner Kammer: Das geht genauso
schnell! Ich hätte noch eine Frage an Herrn Süß,
der ja auch immer sehr auf das Sicherheitsrisiko
abgehoben hat. Das Risiko der Verkehrsteil-
nehmer auf dem Wasser besteht ja nicht nur
durch die Verkehrsteilnehmer, sondern auch
durch die Verkehrsmittel. Und es gibt bis heute ja
keine Verkehrstüchtigkeitsüberprüfung von
Sportbooten; in einer regelmäßigen Überprüfung
wird das nicht sichergestellt. Wie stehen Sie
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eigentlich in dem Zusammenhang, den wir hier
diskutieren, zu einem TÜV für Sportboote?

Gerhard Philipp Süß (Deutscher Seg-
ler-Verband): Herr Kammer, das Thema ist
diskutiert worden. Es hat in Bayern auch einen
TÜV gegeben, den gibt es auch heute noch. Wir
als Wassersportverbände haben ja satzungs-
mäßig das Ziel, den Wassersport zu fördern. Das
heißt, ob Sie es glauben oder nicht, wir setzen
uns dafür ein, dass der Wassersport von Reg-
lementierungen freigehalten wird. Bisher ist er
ohne TÜV klargekommen. Wir haben immer auf
das System gesetzt, das ja auch im Straßen-
verkehr gilt, dass man die Kompetenz des Ver-
antwortlichen, nämlich des Schiffsführers, si-
cherstellt. Wir verlangen in Deutschland nach
unserem deutschen Modell der Fahrerlaubnisse
vom Schiffsführer eine relativ anspruchsvolle
Kompetenz, sagen dann aber anschließend, du
kannst dich relativ frei bewegen auf dem Wasser,
auf der Straße, in der Luft, wo auch immer. Wir
halten das für einen sehr guten Ansatz, der dann
anschließend, nämlich in der praktischen Aus-
übung des Sports und auch des Wassertouris-
mus, denkbar große Freiheit gewährleistet. Man
muss dann eben nicht mit Wasserschutzpolizei
vor Ort sein, man muss nicht vor Ort sein und
technische Kontrollen durchführen, man muss
die Bootsmotoren nicht kontrollieren, man kann
davon ausgehen, das der Schiffsführer seine
Verantwortung wahrnimmt. Das ist unser Ansatz,
den wir sozusagen auch unabhängig vom staat-
lichen System der Führerscheine verfolgen.

Vielleicht als Hinweis, auch als Antwort an Herrn
Staffeldt: Die Wassersportspitzenverbände ha-
ben schon seit vielen Jahrzehnten Führer-
scheine, auch lange bevor es staatliche Befä-
higungsnachweise gab. Wir selbst, für unsere
eigenen Mitglieder, haben diese Befähigungen
immer für sinnvoll gehalten, immer auch ver-
bandsrechtlich vorgeschrieben, einfach weil die
Natur es vorgibt und weil der Verkehrsraum, in
dem wir uns mit bewegen, es bei dieser Ver-
kehrsform einfach erfordert. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Süß! Damit
möchte ich mich recht herzlich bei unseren Ex-
perten für die Beantwortung der Fragen bedan-
ken. Wir sind wunderbar in der Zeit geblieben.
Wir haben jetzt ein paar Minuten Zeit für die
Umbauphase und kommen dann zur nächsten
Sitzung. Da geht es dann um das Satellitensys-
tem Galileo. Ich wünsche Ihnen noch eine gute
Heimreise!

Ende der Sitzung: 11.26 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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Anlage 1

Öffentliche Anhörung am 18. Januar 2012
zu dem Thema

Neue Impulse für die Sportbootschifffahrt
- BT-Drs.: 17/7937
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